ARTHUR SEYSS-INQUART in Nürnberg 


Der Fall Seyss-Inquart ist ein Beispiel für die Art und Weise, in der ganz 
normale und legale Handlungen von deutscher Seite zu “Verbrechen” erklärt 
wurden, während identische Handlungen von alliierter Seite -sogar wenn sie 
laut den Statuten des Internationalen Gerichtshofs in Nürnberg selbst 
verbrecherisch waren (z.B., die Bombenangriffe auf Dresden, die laut Artikel 
6(b) (XXIII 471, 475 {535, 540}) der Statuten rechtswidrig waren) — als 
unbedeutende Betriebsunfälle eines großartigen Kreuzzuges betrachtet 
wurden — wo es ja bekanntlich um die Ausrottung des Bösen selbst ging. 


Dem Völkerrecht gemäß sind Besatzungsregierungen berechtigt, Gesetze zu 
erlassen, so wie sie es für richtig halten (ein Recht, das vom Nürnberger 
Gericht selbst in Anspruch genommen wurde, XXIl 461 {523}, aber im 
Widerspruch zu XXIl 497 {565-565}. Gehorsam gegen die Autoritäten der 
Besatzungsmacht wird im Völkerrecht verlangt. 


Mit gewissen Beschränkungen kann die Besatzungsmacht zwangsweise 
Arbeitskräfte beschaffen, Regierungseigentum beschlagnahmen und Steuern 
erheben, um die Besatzungsskosten zu decken. 


Besatzungsregierungen sind nicht verpflichtet, bewaffneten Widerstand, 
Streiks, und die Veröffentlichung feindlicher Zeitungen zu dulden, oder 
örtliche Beamte einzustellen, die die Befehle der Besatzungsmacht nicht 
befolgen wollen. 


Das Paraphieren von Dokumenten, oder die Weiterleitung von Befehlen sind 
keineswegs Kriegsverbrechen. Seyss-Inquart verhinderte viele Zerstörungen 
am Ende des Krieges, die Kriegsverbrechen gewesen wären (XV 610-668 
{664-726}; XV 1-113 {7-128}; XIX 46-111 {55-125)}). 


Als Reichskommissar für Holland, leitete Seyss-Inquart Befehle weiter, 
Todesurteile gegen Mitglieder von Widerstandsbewegungen zu vollstrecken, 
nachdem die Betreffenden in voller Übereinstimmung mit der Haager 
Landkriegsordnung wegen verbotener Sabotagetätigkeit oder bewaffneten 
Widerstands rechtskräftig verurteilt worden waren. 


Die Todesurteile wurden aber nur vollstreckt, nachdem erneute Verbrechen 
von Seiten der Widerstandsbewegung stattgefunden hatten. Dieses wurde 
als “Erschießßung von Geiseln” bezeichnet; das Wort “Geisel” ist aber nicht 
korrekt (XII 95-96 {108}, XVIII 17-19 {25-27}, XXI 526 {581}, 535 {590}). 

Für eine Diskussion über das Völkerrecht vom Standpunkt der 
Anklagebehörde aus, in der die Legalität der deutschen Handlungen bestätigt 
wird, siehe V 537 {603-604}. Die Anklagebehörde in Nürnberg hat 
ausdrücklich zugegeben, daß Widerständler erschossen werden dürfen (V 


405 {455-456}). 

Die Vierte Haager Landkriegsordnung vom 18. Oktober 1907 enthält eine 
Allbeteiligungsklausel (Art. 2). Kriegsführende, die die Konvention verletzen, 
können gezwungen werden, Schadenersatz zu bezahlen (Art. 3); 
Bombenanpgriffe “irgendwelcher Art” gegen unverteidigte Städte und kulturelle 
Monumente sind verboten (Art. 23, 25, 27, 56). Nicht von Bulgarien, 
Griechenland, Italien und Jugoslawien ratifiziert. Vom zaristischen Rußland 
wurde die Konvention aber ratifiziert. 


